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2.Fertigung 7
STADT GAGGENAU
Städtebau und Umwelt/Abteilung Stadtplanung
1610

2.1

2.2

2.3

2.4

Schriftliche Festsetzungen
zum Bebauungsplan Schulzentrum Dachgrub"

im Stadtteil Bad Rotenfels der Großen Kreisstadt Gaggenau
(Stand: 25.08.2025)

Planungsrechtliche Festsetzungen
($ 9 BauGB und BauNVO)

Flächen für Gemeinbedarf

($ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
Die Fläche für den Gemeinbedarf dient der Zweckbestimmung Schule. Innerhalb dieser Fläche
sind diesem Nutzungszweck dienende Gebäude und Nebenanlagen allgemein zulässig.

Maß der baulichen Nutzung
($ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und $$ 16-21a BauNVO)
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ) und die maximale
Gebäudehöhe gemäß Planeinschrieb bzw. den nachfolgenden textlichen Festsetzungen be-
stimmt.
Auf der Fläche für Gemeinbedarf wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 festgesetzt.
Für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche gilt $ 19 BauNVO. Die zulässige Grundfläche
darf durch die Grundfläche von notwendigen unterirdischen Retentionszisternen auch unter
Abweichung von den Obergrenzen gemäß $ 19 Abs. 45. 2 BauNVO überschritten werden.
Auf der Fläche fürGemeinbedarfwird eine maximale Gebäudehöhe von 14 m festgesetzt.
Als Gebäudehöhe ist die Höhe der obersten Dachbegrenzungskante (Oberkante Attika) bezo-
gen auf die Fußbodenoberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses definiert.

Höhenlage
($ 9 Abs. 35.1 BauGB)
Die Höhenlage in Fläche 1 ist an der Fußbodenoberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschos-
ses zu messen. Diese hat 139,3 m ü. NHN zu betragen. Abweichungen von der festgesetzten
Höhenlage um bis zu 1 m sind zulässig. Für die Fläche 2 gilt für die Höhenlage der Hauptanla-
gen folgende Festsetzung: Die Höhenlage der Gebäude wird gemessen am Mittelpunkt der
straßenzugewandten Gebäudeseite an der Oberkante des Erdgeschossrohfußbodens. Dieser
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5.1

5.2

Punkt muss in seiner Höhenlage der nächstgelegenen Höhenlinie entsprechen (siehe Beiplan),
wobei eine Abweichung von höchstens 50 cm nach oben oder unten zulässig ist.

Bauweise und Stellung baulicher Anlagen
($ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und $ 22 Abs. 4 BauNVO)
Im gesamten Plangebiet wird folgende abweichende Bauweise festgesetzt: Es gilt die offene
Bauweise gemäß $ 22 Abs. 2 BauNVO, wobei die Errichtung von Gebäuden mit einer Länge
von über 50 m zulässig ist.

Überbaubare Grundstücksflächen

($ 9 Abs. 1Nr. 2 BauGB, $9 Abs. 3 S. 2 BauGB und $ 23 BauNVO)
Die überbaubaren Grundstücksgrenzen werden gemäß der Einzeichnung im zeichnerischen
Teil des Bebauungsplans mittels Baugrenzen festgesetzt.
Für die Zulassung von außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche gelegenen Nebenanla-
gen i.S.d.$ 14 BauNVO gilt $ 23 Abs. 5 BauNVO.

Öffentliche Grünfläche

($ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Auf der öffentlichen Grünfläche sind Nebenanlagen, die der Zweckbestimmung Schule die-
nen, in untergeordnetem Umfang zulässig.

Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder technische
Maßnahmen getroffen werden müssen, die der Vermeidung oder Verringerung von Hoch-
wasserschäden einschließlich Schäden durch Starkregen dienen, sowie die Art dieser Maß-
nahmen

($ 9 Abs. 1 Nr. 16b BauGB)

Flächen, für die im Beiplan Nr. 2 maximale Wasserspiegellagen angegeben sind, werden als
Gebiete festgesetzt, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder
technische Maßnahmen getroffen werden müssen, die der Vermeidung oder Verringerung
von Hochwasserschäden einschließlich Schäden durch Starkregen dienen. Es werden folgende
Maßnahmen festgesetzt, wobei jeweils zu beachten ist, dass die Situation für Ober- und Un-
terlieger sowie benachbarte Flächen der gleichen Höhenlage nicht verschlechtert wird:

1. Oberkanten von Lichtschächten sind oberhalb der im Beiplan Nr. 2 angegebenen maxima-
len Wasserspiegellage vorzusehen.

2. Türen und Fenster, die teilweise oder vollständig 10 cm und mehr unterhalb der der im
Beiplan Nr. 2 angegebenen maximalen Wasserspiegellage liegen, sind drucksicher auszu-
führen.

3. Alternativ zu den Punkten 1 und 2 können mobile Schutzeinrichtungen, wie bspw. Damm-
balkensysteme, vorgesehen werden. Diese sind in notwendiger Anzahl vorzuhalten.
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8.1

8.2

8.3

8.4

8.5

4. Leitungsöffnungen, wie bspw. an WC-Anlagen, deren Öffnung sich teilweise oder vollstän-
dig unterhalb der der im Beiplan Nr. 2 angegebenen maximalen Wasserspiegellage liegen,
sind mit Rückstausicherungen zu versehen.

5. Tiefgarageneinfahrten, die teilweise oder vollständig 1 m und mehr unterhalb der im Bei-

plan Nr. 2 angegebenen maximalen Wasserspiegellage liegen, sind mit geeigneten Ob-

jektschutzmaßnahmen, wie bspw. einem Klappschott, zu versehen.

6. Als maximale Wasserspiegellage ist jeweils der höchste Punkt der einzelnen Abstufungen
der im Beiplan Nr. 2 angegebenen maximalen Wasserspiegellage anzusetzen.

Soweit innerhalb des Geltungsbereichs zulässige Aufschüttungen, Abgrabungen vorgenom-
men oder zulässige bauliche Anlagen errichtet werden, die zu einer Veränderung der bei

Starkregenereignissen überfluteten Flächen führen (entspricht den Flächen, für die im Beiplan
Nr. 2 maximale Wasserspiegellagen angegeben sind), gelten die Festsetzungen für diese Flä-
chen gleichermaßen.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege, und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft,
Anpflanzen von Bäumen
($ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)
Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind zu begrünen. Begrünt sind Flächen, wenn sie

unversiegelt und mit Bäumen, Sträuchern, Stauden, Rasen- und Wiesenflächen bepflanzt sind.
Keine Begrünung sind z. B. Schüttungen aus Rindenmulch, Kies, Schotter und ähnlichen Mate-
rialien, Rasengittersteine und Schotterrasen sowie flächige Abdeckungen mit Vlies, Folien,
Textilgeweben und ähnlichem.

Die Ausführung von Zufahrten, Stellplätzen und Wegen hat in wasserdurchlässiger Bauweise
(z.B. Pflasterflächen (mit Fugenanteil >15%, z.B. 10 cm x 10 cm und kleiner oder fester Kiesbe-
lag), lockerer Kiesbelag, Schotterrasen, Rasenpflaster, Rasengittersteine, Verbundsteine mit

Sickerfugen, Sicker-/Drainsteine) zu erfolgen.
Vorhandene Baumbestände im Geltungsbereich sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang
unverzüglich zu ersetzen. Im Nahbereich ist eine Veränderung der vorhandenen Geländeober-
fläche nicht zulässig. Falls Baumbestände wegen der Errichtung von zulässigen baulichen An-
lagen nicht erhalten werden können, ist eine Ersatzpflanzung unter den in 8.4 genannten An-
forderungen vorzunehmen.

Innerhalb des Geltungsbereichs sind insgesamt mindestens 32 standortgerechte, stadtklima-
verträgliche mittel- oder großkronige Laubbäume zu pflanzen und bei Abgang unverzüglich
zu ersetzen. Die Pflanzungen müssen spätestens in der nächsten, nach der Fertigstellung der

Hauptanlage folgenden Pflanzperiode vorgenommen werden. Folgende Wuchsform ist vorzu-
sehen: Hochstamm, Stammbusch oder Solitär mit einem Stammumfang von mindestens 14-
16 cm (gemessen in 1 m Höhe) mit Bodenanschluss. Vorhandene Bäume werden angerech-
net.

Hinweis: eine unverbindliche Pflanzliste ist dem Bebauungsplan unter 10.11 beigefügt.

Flachdächer von Garagen und Nebenanlagen sind mit einer Substratschicht von mindestens
0,1 m zu überdecken, die mit Gräsern, bodendeckenden Gehölzen und Wildkräutern zu be-

pflanzen und zu unterhalten ist. Das schließt die gleichzeitige Nutzung durch Solaranlagen
nicht aus.
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9.

10.
10.1

10.1.1

Zuordnungsfestsetzung für Ausgleichsflächen und -maßnahmen
($ 9 Abs. 1a i. V.m. $$ 135a-c BauGB)
Die folgenden, unter Nr. 10.1.2 CEF-Maßnahmen" und unter 10.1.3 Ausgleichsmaßnahmenfür die Umwandlung eines nach $ 30 BNatSchG geschützten Nassbiotops" beschriebenen, au-
Rerhalb des Geltungsbereichs gelegenen Ausgleichsmaßnahmen werden vollständig den Vor-
haben im Geltungsbereich zugeordnet.

CEF 1: Anbringung von 6 Fledermauskästen auf dem Grundstück mit der Flst. Nr. 1490/2
(Gemarkung Rotenfels).

" CEF 2: Anbringung von 24 Vogelnistkästen auf den Grundstücken mit den Flst- Nrn. 1446
und 1490/2 (Gemarkung Rotenfels).

" Ausgleichsmaßnahme für die Umwandlung eines nach $30 BNatSchG geschützten Biotops
(Nasswiese) auf den Grundstücken mit den Flst. Nrn. 1591 und 1592 (Gemarkung Roten-
fels).

Hinweise
Artenschutz

Vermeidungsmaßnahmen
Bei allen Gehölzarbeiten ist der gesetzlich festgelegte Rodungszeitraum (1. Oktober bis 28. Feb-
ruar) einzuhalten. Überdies sind folgende Vermeidungsmaßnahmen zu beachten:
" V1: Baufeldfreimachung

Um zu vermeiden, dass im Eingriffsbereich brütende Vogelarten verletzt oder getötet
bzw. ihre Entwicklungs-stadien beschädigt oder zerstört werden, sind die im Zuge der
Baufeldfreimachung erforderlichen Rodungs-arbeiten sowie sonstige Vegetations-
rückschnitte außerhalb der Vogelbrutzeit, also zwischen Anfang Oktober und Ende
Februar, durchzuführen (vgl. $ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG).
Weiterhin ist die Entfernung der Fassade des Schulgebäudes und die damit einherge-
hende Verschließung/Entfernung der Nistmöglichkeiten außerhalb der Nist-, Brut- und
Aufzuchtzeiten durchzuführen.

: Bauzeitenregelung (bzgl. Baubeginn und Nachtarbeit)
Die Bauarbeiten sollten im Winter, außerhalb der kritischen Aufzucht der Jungtiere, be-
ginnen. Zur Vermeidung von Störungen der dämmerungs- und nachtaktiven Fleder-
mäuse sind nächtliche Bauarbeiten zu unterlassen bzw. auf ein Minimum zu reduzie-
ren.

: Quartiererhaltung am Gebäude
Um die Lebensräume der Höhlen- und Nischenbrüter sowie von Fledermäusen dauer-
haft zu erhalten, ist die Fassade bzw. die Attika des Daches des neuen Gebäudes so zu
gestalten, dass sie Quartiere für Vögel und Fledermäuse bereitstellen. Dies kann reali-
siert werden, indem bewusst kleine Hohlräume inklusive Zugang eingebaut werden.
Weiterhin sollte die Fassade rau sein, damit Fledermäuse daran Halt finden. Ist eine In-
tegration der Habitate in den Neubau nicht realisierbar, sind die Fledermauskästen
(10.1.2, CEF 1) sowie die Vogelnistkästen (10.1.2, CEF 2) dauerhaft zu betreiben.
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Va: Rücksichtsvoller Fassadenrückbau
Die Blechabdeckung der Attika sowie die oberen Fassadenverblendungen sind auf den
süd- und südostexponierten Gebäudeseiten soweit möglich händisch und mit gebote-
ner Vorsicht zu entfernen. Dies hat innerhalb der Aktivitätsphase, allerdings außerhalb
derWochenstubenzeit zu geschehen. Werden beim Rückbau Spuren von Fledermäusen,
z. B. Kotansammlungen, ggf. sogar Tiere entdeckt, ist die Arbeit für mindestens zwei
Tage auszusetzen, um den Tieren einen Standortwechsel zu ermöglichen. Sollten keine
Hinweise gefunden werden, erscheint es sehr unwahrscheinlich, dass an den nord- und
nordwestexponierten Gebäudeseiten aufgrund der geringeren Sonnengunst Quartiere
zu finden sind. Hier kann dann bautechnisch effizienter gearbeitet werden.

: Ökologische Baustellenbeleuchtung
Über eine fachgerechte Planung der Beleuchtungsanlagen ist eine Reduzierung der
Lichtimmissionen zu erzielen. Dies wird wie folgt realisiert:

"=" baumaßnahmenorientierte Verwendung des Lichts (Abschaltung bzw. starke
Reduktion bei ruhenden Arbeiten) unter Berücksichtigung der für den Arbeits-
schutz notwendigen Beleuchtung,
Einsatz von modernen, entblendeten Leuchten,

Anordnung und Höhe der Scheinwerfer, dieje nach aktueller Tätigkeit und ge-
nutzter Fläche angepasst wird; maximale Lichthöhe von 10 m über Geländeni-
veau,

geeignete Wahl des Typs von Flutlichtern (symmetrische, asymmetrische Flut-
lichter),

Minimierung von Aufwärts gerichtetem Licht" (Upward Light Ratio) durch Be-
grenzung der Auf-Neigung von Scheinwerfern aufmaximal 40°.

"= Dadurch lassen sich sowohl Beeinträchtigungen auf Individuen der Fleder-
mäuse als auch auf Insekten reduzieren. Somit bleibt im Untersuchungsraum
ausreichend Nahrungsangebot für Fledermäuse erhalten und die Artgruppe
wird in ihrem natürlichen Aktionsradius möglichst gering beeinträchtigt.

" V6: Ökologische Baubegleitung
Die naturschutzfachlich gerechte Durchführung der Baumaßnahmen wird durch eine
Ökologische Baubegleitung (ÖBB) sichergestellt. Die ÖBB trifft zudem ggfs. an die Situ-
ation vor Ort notwendige Anpassungen der o. g. Maßnahmen sowie der vorgezogenen
und der externen Ausgleichsmaßnahmen. Das ausführende Personal wird in Bezug auf
den Umgang mit Habitatstrukturen währen der Bauarbeiten eingewiesen. Die Maß-
nahmen werden während und nach Durchführung der Baumaßnahme kontrolliert und
dokumentiert. Die Freigabe der Eingriffsfläche für die Baufeldfreimachung erfolgt
durch die Ökologische Baubegleitung.

10.1.2 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF)
CEF 1: Anbringen von Fledermauskästen
1. Im Zuge der Baumaßnahmen kommt es zur Entfernung der Fassade sowie der Attika des

Schulgebäudes, wodurch es zu potenziellen Lebensraumverlusten durch das Wegfallen
von Habitatstrukturen für gebäudebewohnende Fledermausarten kommt.
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Diese Verluste sind in Form von vorab anzubringenden Fledermauskästen (z. B. Fleder-
mauseinbausteine der Firmen Hasselfeldt, Schwegler und Strobel) zu minimieren.
Da es sich um keine hochwertigen Habitate, sondern lediglich Sommerquartiere für
überwiegend Zwergfledermäuse handelt, sind sechs Spaltenquartiere ausreichend.
Diese sind an Gebäuden oder sonstigen geeigneten Strukturen in der näheren Umge-
bung zu installieren

2. Die Kästen sind ein Jahr vor Baubeginn, außerhalb der Vogelbrutzeit zwischen Anfang
Oktober und Ende Februar (vgl. $ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG), anzubringen.
Ziel ist es, das Angebot von Lebensstätten im Bereich des Vorhabens zu sichern. Durch
die frühzeitige Herstellung der Maßnahme werden zudem die Erfolgsaussichten hin-
sichtlich der Funktionsfähigkeit erhöht.
Wird die Fassade und Attika des neuen Gebäudes so gestaltet, dass sie Quartiere für ge-
bäudebewohnende Fledermausarten bietet (vgl. VA), können die angebrachten Nistkäs-
ten, außerhalb der Vogelbrutzeit, zwischen Anfang Oktober und Ende Februar (vgl. $ 39
Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG), nach Beendigung der Baumaßnahmen entfernt werden.
Ist es nicht möglich die Fassade derart herzustellen, sind die Fledermauskästen dauer-
haft zu betreiben und alle fünf Jahre aufiihre Funktionsfähigkeit zu überprüfen. Die jähr-
lichen Wartungsarbeiten erfolgen durch die Vorhabenträgerin bzw. werden von dieser
in Auftrag gegeben.

" CEF 2: Anbringen von Vogelnistkästen
Im Zuge der Baumaßnahmen kommt es zur Entfernung der Fassade sowie der Attika
des Schulgebäudes, wodurch es zu Lebensraumverlusten durch das Wegfallen von Ha-
bitatstrukturen für Höhlen- und Nischenbrüter kommt.
Diese Verluste sind in Form von vorab anzubringenden Nistkästen zu minimieren. Für
die wegfallenden Reviere der Haussperlinge und der Dohlen sind insgesamt 24 Vogel-
nistkästen für Nischenbrüter (drei pro betroffenem Revier) an Gebäuden in der näheren
Umgebung anzubringen.
Die Kästen sind ein Jahr vor Baubeginn, außerhalb der Vogelbrutzeit, zwischen Anfang
Oktober und Ende Februar (vgl. $ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG), anzubringen

1. Ziel ist es, das Angebot von Lebensstätten im Bereich des Vorhabens zu sichern. Durch
die frühzeitige Herstellung der Maßnahme werden zudem die Erfolgsaussichten hin-
sichtlich der Funktionsfähigkeit erhöht.
Wird die Fassade und Attika des neuen Gebäudes so gestaltet, dass sie Nistmöglichkei-
ten für Höhlen- und Nischenbrüter bietet (vgl. VA), können die angebrachten Nistkästen,
außerhalb der Vogelbrutzeit, zwischen Anfang Oktober und Ende Februar (vgl. $ 39 Abs.
5 Nr. 2 BNatSchG), nach Beendigung der Baumaßnahmen entfernt werden.
Ist es nicht möglich, die Fassade derart herzustellen, sind die Vogelnistkästen dauerhaft
zu betreiben. Die jährlichen Reinigungs- und Wartungsarbeiten erfolgen durch die Vor-
habenträgerin bzw. werden von dieser in Auftrag gegeben.
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10.1.3 Planexterne Ausgleichsmaßnahme für nach $ 30 geschütztes Biotop Nasswiese basenreicher
Standorte"

Von der ca. 12.500 m? große Nasswiese basenreicher Standorte, welche nach BNatSchG
als Seggen- und binsenreiche Nasswiese geschützt ist, werden durch die Aufstellung
des Bebauungsplans ca. 920 m? überplant.
Für den Ausgleich sieht die Planung die Erweiterung des geschützten Biotops Nasswie-
sen im unteren Itterbachtal" (Biotop-Nr.: 171152161648) auf den Flurstücken 1591 und
1592 um mindestens 920 m? vor.

1. Um die Fläche von dem aktuell vorherrschenden ruderalen Zustand in eine Nasswiese
zu überführen, ist zunächst der Brombeerbestand zurückzudrängen. Hierfür sind fol-
gende Maßnahmen durchzuführen:

Entfernen und Abtragen der oberirdischen Vegetation.
Entfernen der störenden Gehölze, z.B. Robinien. Die Obstgehölze sind jedoch
zwingend auf der Fläche zu erhalten.
Die notwendigen Rückschnitte sind außerhalb der Vogelbrutzeit (zwischen An-
fang Oktober und Ende Februar) durchzuführen, damit keine Gelege beschä-
digt bzw. brütende Vögel gestört werden.
Für die weiteren drei Jahre nach Beräumung sind die nachfolgend aufwach-
senden Brombeeren drei bis fünfMal pro Vegetationsperiode, je nach Wuchs-
verhalten der Brombeere, bodennah zu mähen.
Das Mahdgut wird als Mulchschicht auf der Fläche belassen.
Einsetzen einer Ökologische Baubegleitung (ÖBB), welche den Fortschritt der
Entwicklung der Fläche dokumentiert und ggf. das Intervall der Mulchung an-
passt.
Sind nach den drei Jahren der Mulchung dennoch Brombeeren auf der Fläche
verblieben, obliegt es dem Ermessen der ÖBB eine Entscheidung über das wei-
tere Vorgehen, ggf. in Abstimmung mit der zuständigen Behörde, zu treffen. Je
nach Vorhandensein der Brombeere ist eine Verlängerung der Mulchung oder
die Auskofferung besonders betroffener Bereiche denkbar. Sind die Brombee-
ren ausreichend zurückgedrängt worden, ist dies ebenfalls von der ÖBB festzu-
halten und der Mahdgutübertrag kann erfolgen.

2. Zur artgerechten Ersteinrichtung der Ausgleichsfläche ist ein Mahdgutübertrag mit
dem Mahdgut der benachbarten Nasswiese durchzuführen.
Hierbei ist zu beachten, dass das Mahdgut kein Saatgut invasiver Arten enthält. Daher
ist es zwingend notwendig, die Spenderfläche vorab auf invasive Arten zu prüfen und
ggf. eine andere Spenderfläche in Betracht zu ziehen. Des Weiteren sind folgende Maß-
nahmen durchzuführen:

Die Empfängerfläche (Flst. Nr. 1591 und 1592) ist durch einen tiefen Schnitt mit
gründlichem Abräumen vorzubereiten.
Zudem sollte eine mehrfache, flache Bodenbearbeitung (zwei bis drei Mal) mit Ro-
totiller oder Kreiselegge stattfinden.
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« Füreinen frischen Mahdgutübertrag ist der Zeitraum Ende Juni optimal. Hier sollte
auf der Bestandsfläche im Morgentau das Mahdgut entnommen werden, da die Sa-
men bei feuchtem Material besser haften.

Das Mahdgut ist sofort auf die angrenzende Empfängerfläche zu verbringen und
gleichmäßig zu verteilen.
Nach spätestens zwei Tagen ist das Mahdgut vorsichtig zu wenden.

Nach 3-5 Tagen ist das Mahdgut vorsichtig zu walzen.

Danach verbleibt das Material auf der Empfängerfläche.
3. Zur dauerhaften Pflege der Fläche soliten maximal zwei Schnitte im Jahr erfolgen. Im

optimalen Fall erfolgen die Schnitte jedoch abwechselnd, eine Mahd im Frühling und
die zweite Mahd im Herbst des darauffolgenden Jahres.

Hierbei ist das Mahdgut von der Wiese zu entfernen, um eine Aushagerung und somit
eine Erhöhung der Artenvielfalt voranzutreiben.
Die Pflege der Ausgleichsfläche ist an die Pflege der bestehenden Nasswiese anzupas-
sen.

Die Entwicklung der Ausgleichsfläche zu einer Nasswiese, welche als geschütztes Bio-

top eingestuft werden kann, ist fünf Jahre nach dem Mahdgutübertrag durch ein Mo-
nitoring zu prüfen. Sollte sich die Fläche in dieser Zeit nicht wie gewünscht entwickeln,
sind im Zuge des Monitorings weitere Maßnahmen, wie z.B. die Anpassung des Mahd-
konzeptes oder ein erneuter Mahdgutübertrag, zu ergreifen.

10.1.4 Monitoring
Zur Erfolgskontrolle und Sicherstellung der dauerhaften Funktionsfähigkeit der CEF-Maßnah-
men sowie der externen Ausgleichsmaßnahme und der Wiederherstellung der baubedingt in
Anspruch genommenen Nasswiese, ist ein Monitoring durchzuführen. Die Entwicklung der Flä-
chen ist in den ersten drei Jahren durch halbjährliche Kontrollen bzw. darauffolgend weitere
zwei Jahre durch jährliche Kontrollen sicherzustellen und im Zuge eines Monitoringberichts zu
dokumentieren. Die Ergebnisse sind im ersten, dritten und fünften Jahr durch einen Monito-
ringbericht (jeweils zum Jahresende) zusammenzufassen und der Unteren Naturschutzbe-
hörde unaufgefordert vorzulegen. Die CEF-Maßnahmen sind darüber hinaus zusätzlich durch
einen Monitoringbericht nach 10 Jahren nach Maßnahmendurchführung letztmalig zu prüfen.
Bei absehbaren Problemen hinsichtlich der Funktionsfähigkeit der Maßnahmen sind entspre-
chende Vorkehrungen zu treffen, um die Zielsetzung der Maßnahmenplanung sicherzustellen.
Weitere Maßnahmen zum Monitoring beschränken sich auf die Prüfung im Rahmen der bau-
rechtlichen Zulassungsverfahren. Unbenommen hiervon ist die Überprüfung seitens der für
den Umweltschutz zuständigen Behörden gemäß $4 Abs. 3 BauGB. Für die Nistkästen ist nach
aktuellem Kenntnisstand von einem regulären Nistkastenmonitoring (Zustandsüberprüfung,
Besatzkontrolle) auszugehen. Die Übermittlung der Dokumentationen wird in elektronischer
Form (per Mail) an naturschutz@landkreis-rastatt.de. erbeten.
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10.2

10.3

10.4

Kampfmittel
Da das Stadtgebiet von Gaggenau während des zweiten Weltkrieges stark bombardiert wurde,
kann das Vorhandensein von Bombenblindgängern im Geltungsbereich dieses Bebauungspla-
nes nicht ausgeschlossen werden. Somit wird eine flächenhafte Vorortprüfung empfohlen.
Geotechnik und Geothermie
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbrei-
tungsbereich quartärer Lockergesteine (Auenlehm) mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit.
Darunter werden die Gesteine der Michelbach-Formation (Rotliegend) erwartet.
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeig-
net sind, sowie mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Un-
tergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können dort zu zusätzlichen
bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant
sein.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten
(z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des
Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbezogene
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieur-
büro empfohlen.
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen Kar-
tenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.

Des Weiteren wird auf das Geotop-Kataster, welches im Internet unter der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgerufen wer-
den kann, verwiesen.
Boden

Humushaltiger Oberboden und kulturfähiger Unterboden sind getrennt auszubauen und in

profilierten Mieten verdichtungsfrei zwischenzulagern.
Die Umlagerung von Bodenmaterial ist so durchzuführen, dass Verdichtungen durch vernässte
Böden und ungeeignetes Gerät möglichst vermieden werden.
Material das nicht wieder eingebaut werden kann, ist ordnungsgemäß zu verwerten oder zu
entsorgen, Um den Mutterboden sinnvoll zu nutzen, sollte er für die Herstellung von Grünflä-
chen im Neubaugebiet und auf den Baugrundstücken genutzt werden. Im Baugebiet nicht be-
nötigter Mutterboden sollte außerhalb des Neubaugebietes als Mutterboden verwendet wer-
den.

Nach $ 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) ist bei geplanten Vor-
haben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder unbebaute Flächen von mehr als
0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung des sparsamen,
schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden im Rahmen der weiteren Vorha-
benplanung bzw. -durchführung zu erstellen ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach
DIN 19639 wird dringend empfohlen.
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10.5

10.6

10.7

Grundwasser
Jede Maßnahme, die das Grundwasser berühren könnte, bedarf eines wasserrechtlichen Er-
laubnisverfahrens (siehe Wasserhaushaltsgesetz und Wassergesetz Baden-Württemberg).
Dauerhafte Grundwasserabsenkungen und Einbauten unter derMittelwasser-Linie des Grund-
wassers sind nicht zulässig, bei Gründungen im Bereich des mittleren Grundwassers sind die
notwendigen Schutzmaßnahmen vorzusehen.
Das Plangebiet liegt in dem hydrogeologisch abgegrenzten Heilquellenschutzgebiet Zone Ill für
die Elisabethen-, Schanzenberg- und Laurentiusquelle (Stadt Gaggenau, OT Rotenfels HO52,
HOS-Nr.: 216-052).
Niederschlagswasser / Abwasser
Die Festsetzungen zur Niederschlagswasserrückhaltung sind zu berücksichtigen (siehe $10 der
örtlichen Bauvorschriften).
Die privaten Abwasseranlagen sind gemäß Abwassersatzung der Stadt Gaggenau, der DIN EN
1610 und der DIN 1986 Teil 30 (jeweils in der aktuellsten Fassung) zu prüfen. Bestands- und
Zustandsdokumentation sind bei Bedarf den Behörden vorzulegen.
Die Nutzung des Regenwassers ist nur zu Brauchwasserzwecken gestattet. Eine Aufbereitung
des Regenwassers (z.B. Filtration und Chlorung) zu Trinkwasser wird aus mikrobiologischer
Sicht untersagt. Grundlage hierfür ist$ 11 Bundesseuchengesetz und $ 37 Infektionsschutzge-
setz. Regen- und Brauchwasseranlagen sind ab dem 01. Januar 2003 anzeigepflichtig gegen-
über dem Landratsamt Rastatt - Gesundheitsamt -, Am Schlossplatz 5, 76437 Rastatt. Grund-
lage ist $ 13 Abs. 3 der zum 01. Januar 2003 in Kraft getretenen Trinkwasserverordnung.
Schutz des Grundwassers, Versickerung
Um eine ausreichende Reinigungswirkung und Verweilzeit im Boden zu gewährleisten muss
die Versickerungsfähigkeit des Bodens nachgewiesen werden. Geeignet sind Durchlässigkeits-
beiwerte (Kf-Werte) zwischen 5*10-3 m/s und 5*10-6 m/s.

Ein ausreichender Abstand vom tiefsten Punkt der Versickerungsanlage bis zur Oberflä-
che des MHGW (mittlerer höchster Grundwasserstand) von mindestens 1 m ist einzu-
halten.
Eine direkte Einleitung in den Untergrund ohne vorherige Reinigung über bewachsenen
Boden ist nicht zulässig.
Zwischen Versickerungsanlagen und unterkellerten Gebäuden ist ein Mindestabstand
einzuhalten um eine Gebäudevernässung zu vermeiden. Der Abstand der Versicke-
rungsanlage zur Bebauung sollte das 1,5-fache der Baugrubentiefe nicht unterschrei-
ten.
Im Rahmen der erlaubnisfreien Versickerung sind Mulden und Mulden-Rigolen-Sys-
teme zulässig die eine Versickerung über mindestens 30 cm bewachsenen Oberboden
ermöglichen. Ebenfalls möglich sind gleichwertige Sickersysteme mit DIBt-Zulassung.
Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist nur schadlos möglich. Deshalb darf das
Wasser nicht über belasteten Boden (Altlasten, schädliche Bodenveränderungen etc.)
abgeleitet werden.
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10.8

10.9

10.10

10.11

Denkmalschutz und Archäologische Denkmalpflege
Auf die Einhaltung der Bestimmungen der $$ 20 und 27 DSchG wird verwiesen.
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde
entdeckt werden, ist dies gemäß $ 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der
Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Kno-
chen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.)sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu er-
halten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden
ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ($ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Siche-
rung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten
im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt wer-den.

Energieversorgung
Alle unterirdisch geführten Leitungstrassen sind von Bepflanzung und Materiallagerung frei-
zuhalten. Aufschüttungen und Abgrabungen in diesen Bereichen sind unzulässig. Bei Baum-
pflanzungen sind die Bestimmungen des DVGW-Regelwerks, Technischer Hinweis - Merkblatt
DVGW GW 125 (M) vom Februar 2013, einzuhalten.
Löschwasserversorgung und Brandschutz
Der notwendige Löschwasserbedarf für Löscharbeiten für die ausgewiesenen Gebiete richtet
sich nach den Vorgaben des DVGW Arbeitsblatt W405 Bereitstellung von Löschwasser durch
die öffentliche Trinkwasserversorgung" und ist entsprechend den landesrechtlichen Regelun-
gen sicherzustellen.
Die erforderliche Löschwassermenge (Grundschutz) von 96 m?/h muss im Einsatzfall 2 Stunden
sichergestellt sein. Die Löschwasserentnahmestellen müssen jederzeit frei zugänglich sein, Die
geforderte Löschwassermenge muss innerhalb eines Löschbereiches von max. 300 m um die
Objekte sichergestellt werden.

Geeignete Entnahmestellen (z. B. Hydranten) müssen in einer Entfernung von höchstens 80 m
zu Gebäuden vorhanden sein. Entnahmestellen (z. B. Hydranten) sind mindestens einmal im
Jahr, möglichst vor Beginn des Winters, zu überprüfen und zu warten. Der Netzdruck darf bei
der Löschwasserentnahme an keiner Stelle des Netzes unter 1,5 bar abfallen. Bei der Verwen-
dung von Überflurhydranten ist die DIN EN 14384 zu beachten. Bei der Verwendung von Un-
terflurhydranten ist die DIN EN 14339 zu beachten. Unterflurhydranten sind mit Hinweisschil-
dern nach DIN 4066 zu kennzeichnen.
Für die Erschließung von Straßen im Sinne der Bemessung von Zu- und Durchfahrten ein-
schließlich deren Befestigung ist die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und
Infrastruktur über Flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken und Zufahrten
($ 2 LBOAVO & VwV Feuerwehrflächen) zu berücksichtigen.
Baumpflanzungen
Bei Baumpflanzungen sind die Bestimmungen des DVGW-Regelwerks, Technischer Hinweis -
Merkblatt DVGW GW 125 (M) vom Februar 2013, einzuhalten.
Die folgenden Listen enthalten eine Auswahl an verschiedenen Bäumen für öffentliche und
private Freiflächen. Der Fokus der Auswahl liegt auf hitze- und trockenheitsresistenten bezie-
hungsweise heimischen Arten mit hohem ökologischem Wert. Die Listen dienen als unverbind-
liche Empfehlung.
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Mittel- bis großkronige Laubbäume mit guter Stadtklimaverträglichkeit:

Botanischer Name Deutscher Name Baumhöhe (m) Kronenbreite
(m)

Acer platanoides i.S. Spitz-Ahorn 20-30 10-15

Alnus x spaethii Purpur-Erle 12-15 6-8

Carpinus betulus Hainbuche 15-20 12-15

Catalpa bignonioides Trompetenbaum 10-15 12-18

Celtis australis Zürgelbaum 10-20 10-15

Corylus colurna Baumhasel 15-20 10-12

Liquidambar styra- Amberbaum 10-15 4-8
ciflua
Lirodendron tulipifera Tulpenbaum 25-35 12-20

Ostrya carpinifolia Hopfenbuche 10-15 8-12

Prunus avium Kulturkirsche 15-20 6-8

Quercus cerris Zerr-Eiche 20-25 8-15

Quercus frainetto Ungarische Ei- 20-30 10-15
che

Sophora japonica Schnurbaum 10-20 12-15

Tilia cordata i.S. Winter-Linde 20-30 10-15

Ulmus-Hybride Ulme 15-20 10-15

Zelkova serrata Jap. Zelkove 15-20 8-12

Großkronige Bäume = Bäume 1. Ordnung, Wuchshöhe 20 bis 40m.

Mittelkronige Bäume = Bäume 2. Ordnung, Wuchshöhe bis 20m.

Kleinkronige Laubbäume mit guter Stadtklimaverträglichkeit

Botanischer Name Deutscher Name Baumhöhe (m) Kronenbreite
(m)

Acer buergerianum Dreizahn-Ahorn 8-10 4-5

Acer campestre Hu- Feld-Ahorn i. 5. 6-10 3-4
bers Elegant" u.a.

Acer monspessulanum Französischer 6-10 4-8
Ahorn

Acer rubrum Red Rot Ahorn i.S. 8-10 2-3
Sunset" u.a.
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Carpinus betulus Fas- Hainbuche i,S 9-12 5-7
tigiata" u.a.

Cercis siliquastrum Gemeiner Judas- 4-8 4-8
baum

Liquidambar styra- Amberbaum i.$. 10-15 1,5-2
ciflua

siender Silhou-
ette"u.a.
Lirodendron tulipifera Tulpenbaum i.S. 12-15 5-7
Fastigiata"
Malus tschonuski u.a. Zierapfel i.S. 8-12 2-4

Magnolia kobus Baummagnolie 8-10 4-6
Parrotia persica Eisenholzbaum 7-12 4-5
Sorbus aria Mehlbeere i.S. 6-12 4-8
Sorbus intermedia Schwedische 8-10 4-6
"Brouwers" u.a. Mehlbeere
Malus i.S Kulturapfel 4-5 2-4
Cydonia oblonga Quitte 4-5 3-4

Pyrus i.S Kulturbirne 6-8 4-5

Kleinkronige Bäume = Bäume 3. Ordnung. Wuchshöhe bis 10 m.

10.12 Telekommunikation
In der Nähe des Planbereichs befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom.
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Telekommunikationslinien muss weiterhin ge-
währleistet bleiben.
Die bestehenden Kabelanlagen sind während den Bauarbeiten zu berücksichtigen und zu
schützen. Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen
Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von
Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist.
Vor Beginn der Arbeiten muss die ausführende Firma eine aktuelle Trassenauskunft bei der Te-
lekom einholen: https://trassenauskunftkabel.telekom.de/start.htmi
Die mitgelieferte Kabelschutzanweisung ist dabei zwingend zu beachten.

Gaggenau, 23. September 2025

Michael Pfeiffer,
Oberbürgermeister
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Fertigung 10

Satzung
über örtliche Bau- und Gestaltungsvorschriften
zum Bebauungsplan Schulzentrum Dachgrub"

im Stadtteil Bad Rotenfels der Großen Kreisstadt Gaggenau
(Stand 25.08.2025)

Nach $ 74 LBO für Baden-Württemberg i. V. m. $ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg hat
der Gemeinderat der Stadt Gaggenau in öffentlicher Sitzung am 22. September 2025 folgende örtliche
Bauvorschriften als Satzung beschlossen:

$1
Räumlicher Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung ist im Abgrenzungsplan vom 31.01.2024 dargestellt.
Der Abgrenzungsplan ist Bestandteil dieser Satzung.

82
Sachlicher Geltungsbereich

Die örtlichen Bauvorschriften dieser Satzung gelten für bauliche Anlagen, Teile solcher Anlagen, Wer-
beanlagen, Solaranlagen, Warenautomaten, Antennen, Einfriedungen und Freiflächen.

$3
Materialien und Farbgebung

Folgende Materialien und Farben sind unzulässig:
1. Verwendung von behandelten Gebäudebestandteilen aus Holz (Verschalungen, Balken u.ä.) mit

für Säugetiere (insb. Fledermäuse) giftigen Stoffen;
2. Verwendung von reflektierenden und glänzenden Materialien für Fassade, Dacheindeckung,

Dachaufbauten und Einfriedigungen;
3. reinweiße (Helligkeitsbezugswert Y > 85) oder schwarze (Helligkeitsbezugswert < 6) Farben.

54
Dächer

Im gesamten Plangebiet sind Dächer von Hauptgebäuden und Garagen ausschließlich als Flachdä-
cher zulässig.
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$5
Gestaltung unbebauter Flächen, Gestaltung von Müll- und Abfallbehältern

Die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke einschließlich der lediglich unterbauten Freiflä-
chen der Baugrundstücke sind unter vorrangiger Berücksichtigung der vorhandenen Baum- und
Gehölzbestände zu begrünen, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Nutzung, wie
Stellplätze, Spiel- und Aufenthaltsflächen sowie auf ein Mindestmaß zu beschränkende Zuwege
und Zufahrten benötigt werden. Dabei sind standortgerechte und nach Möglichkeit heimische Ge-
hölzarten zu verwenden. Nicht zulässig sind insbesondere Schottergärten (großflächig mit Steinen
bedeckte Gartenflächen, in welcher bei untergeordneten Pflanzungen Steine das hauptsächliche
Gestaltungsmittel sind).
Einhausungen für Müll- und Abfallbehälter sind mit hochwachsenden oder rankenden Gehölzen
wirksam einzugrünen.

86
Einfriedungen und Sichtschutzelemente

Tote Einfriedungen von Grundstücken und Sichtschutzanlagen entlang von öffentlichen Verkehrsflä-
chen sowie innerhalb eines Abstandes von 2,50 m von öffentlichen Verkehrsflächen, gemessen abHin-
terkante der Verkehrsflächenbefestigung (z. B. Gehweg, Radweg, Fahrbahn), sind unter folgenden Vo-
raussetzungen zulässig:
1. Sie dürfen an keiner Stelle eine Höhe von 1,20 m überschreiten. Die Höhe bemisst sich ab der Ober-

kante der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche bis zur Oberkante des höchsten Punkts der
Einfriedung. Sockel- oder Stützmauern entlang der Grundstücksgrenzen zu den Öffentlichen Ver-
kehrsflächen werden bei der Berechnung der Gesamthöhe der Einfriedung angerechnet.
Soweit bei vorhandenen Stützmauern, die höher als 1,00 m sind, eine zusätzliche Absturzsicherung
als Einfriedung erforderlich ist, ist diese bis maximal 1 m Höhe über der Mauerkrone der Stütz-
mauer zulässig.

$7
Aufschüttungen und Abgrabungen

Geländeveränderungen sind nur in dem Umfang zulässig, wie sie zur Errichtung und Erschließung
von zulässigen baulichen Anlagen erforderlich sind. Die Geländeveränderungen sind durch Bö-
schungen auszugleichen.
Stützmauern sind bis zu einer Höhe von 1 m ab Oberkante Gelände zulässig, wenn diese dazu die-
nen, das Hauptgebäude mit angebauten Gebäudeteilen, Nebenanlagen, Garagen sowie Stellplätze
mit den entsprechenden Zufahrten zu realisieren und Böschungen in diesem Bereich nicht möglich
sind.

An den Plangebietsgrenzen, welche in Richtung der freien Landschaft orientiert sind (nördliche und
westliche Grenzen), sind Stützmauern nur innerhalb der festgesetzten Baugrenze zulässig.
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$8
Herstellung von Anlagen für Niederschlagswasser

Um eine Überlastung der öffentlichen Abwasseranlagen zu vermeiden, wird alternativ zu der gesetz-lich geforderten Gewässereinleitung oder Versickerung des Niederschlagswassers der Bau einer Re-tentionszisterne verlangt. Unter Berücksichtigung des Spitzenabflussbeiwerts Cs aus DIN 1986-100beträgt ihr Fassungsvermögen in der Regel mindestens 50 Liter pro m? versiegelte Fläche und ihr Re-tentionsvolumen mindestens 2/3 ihresMindestvolumens. Das Fassungsvermögen und das Retentions-volumen sind einzelfallbezogen vom Planer zu ermitteln. Flächen von baulichen Anlagen unterhalb derGeländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, zählen nicht zur versiegel-ten Fläche. Die maximale Abflussmenge (l/s) ermittelt sich über die neu versiegelte Fläche (in m?) undist mit dem Faktor 0,002 zu berechnen.

89
Darstellung der Höhenlage von Baukörpern im Baugesuch

Mit dem Baugesuch ist ein exakter Höhenschnitt durch das vorhandene Gelände vorzulegen. Hierinsind auch Aufschüttungen und Abgrabungen, auch geringfügiger Art und einschließlich ggf. vorgese-hener Stützmauern, kenntlich zu machen.
Ebenfalls müssen im Baugesuch alle Aufschüttungen und Abgrabungen sowie Stützmauern im Lage-und Erdgeschossplan dargestellt sein.

810
Ausnahmen

Ausnahmen von den $$ 3 bis 8 können zugelassen werden, wenn Belange der Baugestaltung sowie desOrts- und Straßenbilds und sonstige öffentliche Belange nicht beeinträchtigt werden.

811
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von $ 75 LBO handelt, wer auf Grund von $ 74 LBO ergangenen Bestandteilendieser Satzung zuwiderhandelt.

812
Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit ihrer ortsüblichen Bekanntmachung nach $ 10 BauGB in Kraft.

Gaggenau, 23. September 202

Michael Pfeiffer,
Oberbürgermeister
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